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Lobbyregister
für die Interessenvertretung gegenüber dem 
Deutschen Bundestag und der Bundesregierung

Detailansicht des Regelungsvorhabens

Gesetzliche Verankerung von Open-House-Verträgen als
Regelform der Krankenkassenausschreibungen bei

Biosimilars

Aktuell seit 19.02.2026 12:06:41

Angegeben von:
am 19.02.2026 Pro Generika e.V. (R000211)

Beschreibung:
Wir setzen uns für die gesetzliche Verankerung von Open-House-Verträgen als Regelform der 

Krankenkassenausschreibungen für Biosimilars ein. Damit würden alle politische Anforderungen 

an eine Regelung für Krankenkassenausschreibungen erfüllt werden: höhere Einsparungen für die 

Krankenkassen, Gewährleistung der Versorgungssicherheit und Erhalt des 

Biotechnologiestandortes Deutschland. Ohne gesetzliche Festlegung droht eine Entwicklung 

analog zum Generikamarkt mit zunehmender Anbieterreduktion und steigender 

Lieferengpassanfälligkeit. Aufgrund der komplexen und investitionsintensiven biotechnologischen 

Herstellung sind stabile und planbare Marktbedingungen im Biosimilarbereich besonders wichtig.

Betroffene Interessenbereiche (1)

 Gesundheitsversorgung [alle RV hierzu]

Betroffene Bundesgesetze (1)

 ApoG [alle RV hierzu]
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